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Die „Alternatıven“
Struktureller Wandel der politischen Willensbildung in der Bundesrepublik

Die iın Parteıen un ach Interessen organısıerten Grofßgruppen 1n der Bundesre-
publiık bıeten aktuell und seıt 1e] langer Zeıt eın Bıld zunehmender Entschei-
dungs- un!: Planungsschwache. Gelang CS der Regierungsmehrheit nıcht mehr,
sinnvolle Kompromıisse schließen un! glaubhaft machen, tehlte CS der
Opposıtion ach mehreren vergeblichen Anläuten lange eıt Mut, die iın der
öffentlichen Meınung ZutLage tretende demoskopische Mehrheit durch eın realisti-
sches, wenn auch SraucSs alternatıves Zukunttsbild gefährden. Wırd die
parlamentariısche Alternatıve nıcht als potentielle Macht un: konkret nıcht als
Fähigkeıt deutlich, auch AUuUS$ dem Mangel eıne Zukunftsperspektive entwickeln,
die Vertrauen wıederherstellt, nährt sıch die künftige Mehrheıit der Bürger AUS

eıner blinden un nıcht Aaus eıner sehenden, Ja einsichtigen Zuversicht. Nun ware 65

gewifs blauäugıg NECNNECI, wollte INan übersehen, da{fß sıch polıtische Taktık allzu
SCINnN den kalkulierbaren Schwächen des Publikums Orlentiert un I1UT muühsam
die eıgenen ıdealen Grundsätze für beileibe nıcht iıdeale Menschen 1im Auge
behält. Dıies andert jedoch nıchts der Tatsache, da{fß AaUsS eiınem blınden Publikum
nıcht VO  e heute aut MOrgsCch eın einsichtiges wiırd, un eıne gute Kalkulation VOTr

dem Konkurs vertrauenerweckender 1st als eıne Offenlegung der Bücher nachher.

Folgen eınes Machtvakuums

Wo Macht nıcht der NUuUr unzureichend ausgeübt un konkurrierende Macht
nıcht hinreichend erkennbar wird, entsteht eın Vakuum. Obwohl 1in der Aufßenpo-
lıtık als unverzichtbares Flement immer wieder beschworen, scheint diese
FErkenntnis 1mM innenpolitischen Kräftespiel offenbar keıne bedeutende Rolle
spielen. Statt dessen kratzt 111a eın wen1g hılflos außeren Erscheinungsbild der
Grünen herum, unterstellt ıhnen teilweise eıne antiıdemokratische der verfas-
sungswıdrıge Tendenz der Ian verhandelt mıt ihnen AaUus eiıner Posıtion der
Abneigung un!: des Widerwillens, wen1g ylaubhafte eıgene Bastıonen SC-
rechnet mıt Hılfe, WenNnnNn nıcht mıt höhnischer Begleitmusik einer Gruppe
halten, deren Affront Parteıen offenkundıg 1sSt un: durch solches Verhalten
bıs ZUTr Hybrıis gesteigert werden annn
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Unverkennbar 1St es eıne Folge des Machtvakuums, dafß eıne teıls tatsächliche,
teıls scheinbare politische Alternatıve den Bundestagsparteıen sıch außerhalb
des Parlaments entwickelt hat und iın den Gruppen VO  . Bürgern, dıe VO den
Parteıen nıcht angesprochen un: integriert werden, wachsende Erfolge erringen
konnte. Diese Gruppe, teıls in Bürgerinitiatıiven organısıert der mıt alternativen
Lıisten sympathisierend, verdıenen besondere Aufmerksamkeıt, WEenNn sıch die
Parteıen azu entschliefßen, dıe Erfolge der Grunen als eıne Herausforderung
gegenüber traditionellen politischen Posıtionen WEITCNH; die eıner ständıgen
Überprüfung bedürten.

Es 1St kennzeichnend für die Ursachen dieser umtassenden gesellschaftlichen
ewegung, dafß weder die Parteıen och die großen organısıerten Interessengrup-
pPCH tahıg arcll, die höchst dıftferenzierten Anlıegen in der unmıttelbaren Lebens-
umwelt un aus der Grundbefindlichkeit menschlicher Exıstenz, ausgedrückt in

Ängsten‚ Betrotftenheıt un Belästigungsempfindungen, aufzufangen un olaub-
würdıg vertreten Der inweIls auf diese der Jjene Floskel ın Parte1- der
Verbandsprogrammen mıt fragwürdıger Verbindlichkeit 1St angesichts der üblı-
chen partıellen Zielverwirklichung eın hinreichendes Gegenargument. uch In
der Substanz politisch relevanten Interesses 1St eın beträchtlicher Wandel eingetre-
LG  =) Wirtschaftliche Nöte werden bısher och wenıger stark empfunden als diıe
Furcht VOL ıhnen. So spielen Z W al wirtschaftliche Interessen ach W1e€e VOT eine

große Rolle, werden iın großen Bereichen des Publikums aber 1e1 stärker ın der
aage gehalten durch Interessen aus der allgemeınen Lebens- un: Überlebensum-
welt, VO der asthetischen un physischen Belästigung un!: Beeinträchtigung eLtwa2a

1mM Bereich des Umweltschutzes bıs existentiellen Angsten ın der Friedensbewe-
gun$. Alltagsnöte der unmıiıttelbaren Lebensumwelt als umfassendster Bereich der
Bürgerinitiatıven führen dabeı eıner sensıbleren Reaktion, Je mehr I1a

sıch AaUuUS Furcht VOT wirtschaftlichem Abstieg ın die ENSCICH Bezirke 7wischen-
menschlicher Beziehungssysteme zurückzieht.

Das Machtvakuum, erkennbar iın der Ratlosigkeıt un Unentschlossenheıt 1mM
Hınblick autf Ziele un Methoden bel der Bewältigung krisenhatter Erscheinungen
ın unsere_I Gesellschaft, un siıchtbare Erfolge einzelner Bürgerinitiativen haben
eıne beträchtliche Steigerung des bürgerlichen Selbstbewußtseins bewirkt, VOT

allem 1ın kleinen Minderheıitsgruppen, VOT eınem Jahrzehnt och eıne vielzıtierte
Wunschvorstellung der Parteıen. Partızıpatıon wiırd nıcht mehr als dıie außere
Demonstration eınes demokratischen Ideals empfunden un vorgeführt der als
Vorführung akzeptiert, sondern als eıne reale Handlungsanweıisung erkannt un

praktızıert. Da offenbar viele SOgenanNnNtTE kleine, aber auch umfassende Anlıegen,
w1e dıe Friedenssicherung hne Festschreiben der gewaltigen Zerstörungskapazı-
taten; nıcht der nıcht rechtzeıtig erkannt un VO den politischen Wiıllensträgern
iın Parteıen un Regierungen nıcht hinreichend berücksichtigt werden, entwickelt
sıch VOT allem be] großen Planungsvorhaben eıne schleichende Umverteilung der
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Macht Diese Entwicklung 1sSt keineswegs, Ww1e Frank Hollıhn och 1978 meınte,
die Voraussetzung gebunden, da{fß die iın Planungsvorgänge eingreifenden

Gruppen 1eSs auch als Zıiel verfolgen‘.
Eın Machtvakuum ann aber auch dadurch entstehen un Umverteilungspro-

zessen führen, Wenn die großen Interessenverbände den Kontakt den unmıttel-
baren Lebensbedürfnissen iıhrer Mitglieder verlieren der die Interessen betrofte-
nNer Minderheıitsgruppen be] der Verfolgung ıhrer Ziele nıcht beachten un erst
recht mıiıt diesen ber Folgewirkungen nıcht diskutieren un innergesellschaftliche
Kompromıisse der Moratorıen anstreben. Als typıische Beispiele für eıne solche
Entwicklung können dıie Spannungen zwıischen der gewerkschaftseigenen Neuen
Heımat un ıhren letern un der Konftlikt der gleichen Machtträger miıt den
Hausbesetzern ın Berlın gelten, wobel einıger Ausuferungen gewi(ß nıcht
böser Wılle, sondern eher eın umgekehrtes Verhältnis zwiıschen Informatıiıon un
soz1ıaler Sensı1ibilität un: der Größe der Institution vorherrschte.

Eın ÜAhnliches 5>ymptom zeıgte sıch iın dem Vorstofß der Bergbau be]
Bundeskanzler Helmut Schmidt mıt der Warnung VOT „überzogenen Anforderun-
SsCH dıe Umweltpolitik“, die „unverhältnısmäßige Erschwernisse für die Ver-
E deutscher Steinkohle befürchten“ ließen?. Unterstellt IMNan, da{fß dıe
Befürchtung berechtigt 1St; 1st doch die rage erlaubt, die Bergbau
nıcht miıt dem Bundesverband Bürgerinıitiatıven Umweltschutz unmıttelbar
spricht. Die Sprachlosigkeıt HISS LGT Gesellschaftft bezüglıch ıhrer Soz1abilität

für eıne besonders stark ausgepragte Erscheinungstorm ın der Verhaltensstruk-
tur VO  . Bürgerinitlativen: die Abneıigung gegenüber allem Großen, Monumenta-
len, Unüberschaubaren un Anonymen VO Hochhaus bıs ELT: Großorganisation.
Eintache Miıtglieder W1e€e nıchtorganısıerte Burger befürchten oft mıt Recht, da{fß die
Planer un eifrıgen Zielverfolger wenıger ıhre Meınung un Bedürtnisse berück-
sıchtigen un verfolgen, sondern 1ın den Führungskadern ıhren eıgenen Vorstellun-
SCh 1mM Rahmen eıner gewıssen Eigendynamık der jeweılıgen Urganısatıon tolgen
un: dıe Identifikation ıhrer Mıtglieder mı1t ıhren konkreten Bekundungen eintach
VOraussefzen

Syndrome der instıtutionalısıerten Formaldemokratie

Wır leben ın eıner Demokratie, deren orm un Verhaltensregeln sıch wenıger
aUus eıner Volksbewegung, sondern ın mehreren relatıv kraftlosen Anläuten Aaus

Katastrophenfolgen als Ultıma ratıo un teilweıse auf dem Verordnungswege
entwickelt haben Es handelt sıch eın 1m SAaNZCH zuLl tunktonierendes,
vernünftiges un: verhältnısmäaisıg elıtäres System ın dem Sınn, da{ß sıch fast alle
Wiıllensbildungsprozesse 1n der Wechselwirkung zwiıischen demokratisch legiti-
mierten politisch-parteıilichen, parlamentarıschen un verbandlichen Führungs-
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gruppCch vollziehen. Das repräsentatıve 5System des Staats wırd in den großen
Interessenverbänden gleichsam reproduzıert. Insotern 1st die Bundesrepublik, W1e€e
IThomas Ellweın mıt Recht feststellt, „1N sehr ausgepragter Weıse repräsentatıve
Demokratie“?. Was Parteiıen und Parlamente anbelangt, sınd deren Führungs-
SruppCh och lange nıcht ıdentisch mı1ıt der oft vermuteten Machtfülle, es se1 enn
durch Amterkumulation. Das Grundgesetz hat vielmehr ach dem Wıllen seıner
Väter aus den bıtteren Erfahrungen mehrerer Konkursmassen den gewählten
Reprasentanten nıcht allzuviel Vertrauen gezollt, als Cr dıe Macht des Bundeskanz-
lers und damıt auch seıner Regierung sehr festigte, dafß eıne aum och
operationsfähige Regierung bıs das Ende der jeweılıgen Wahlperiode auch als
Minderheıitskabinett weıterregıieren kann, wenn keine Mehrheit für eınen
Kanzler der für Neuwahlen 7zustande kommt, fürwahr eıne Sternstunde tür
Demoskopen.

Insotern haben Regierung, Parlament, Parteıen un Verbände den Staat gleich-
Sa in ErbpachtSDabe!] wurden dıe Verbände VO  B den reı übrıgen
Partnern als eın relatıv vollständıges Spektrum vorhandener Interessen angesehen.
Dıies erklärt sıch 4aUuS der Wunschvorstellung, dafß Interessen, WEeNnNn s1€e polıtisch
relevant seın wollen, auch berechenbar seın sollten. Respekt un: Wohlwollen der
Regierenden orıentieren sıch also 1n Abstufungen der Einhaltung formaler
Verhaltensnormen durch dıie UOrgane der Verbände, deren Ausdruckstormen
durch den interessiıerten Fernsehzuschauer be] aktuellen Anlässen teilweıse VOTaUSs-

sehbar sınd Dıie Vorausgesetzte Einbindung der Interessen der Büurger ertordert
eın geradezu 1abenteuerliches Vertrauen ıhren entsprechenden Führungsgrup-
pCH un: eıne och 1abenteuerlichere Zielkomplexıität.

Das Fehlen lokaler, überschaubarer Organisationsstrukturen un dıe 1e]
geringere Identifizıerung von Zielvorstellungen mıt Personen 1m Vergleich VO  ;

Verbänden Parteıen lassen das Vertrauen ın Interessenorganısationen eher als
labıl erscheıinen. Zwar haben Verbände vielen Lebensbereichen A4AUSZU.

gCn Ihre Prioritätenliste iSst jedoch CNS un!: wiırd 1mM wesentlichen auch NUur

VO  3 den Mitgliedern akzeptiert, da{fß umfassendere Lebensnähe sıch bestentalls be1
den Führungskadern entwickeln annn So blieben sehr viele politisch intendierte
Interessen DE Gestaltung der Lebensumwelt, in einem dicht besjiedelten Land
eıne wesentliche Problematik, 1m Willensbildungsprozefß unbewältigt un 1im
Verhältnis den relatıv einseıtigen Zielstrukturen der großen Verbände ber
lange Jahre fast hne Einflufß. Die Eigendynamık un dıe speziıfische Logik
planerischer un 1er vorwiegend technischer Entwicklung ließen miındestens
ebenso wichtige Anlıiegen In Vergessenheıt geraten un produzıierten selbst
scheinbar HECUC,; VOIL allem 1mM Bereich der Technikfolgen, durch immer deutlicher in
Erscheinung tretende Marginalsıtuationen Ww1e€e umkıppende Seen, verschmutzte
Flüsse, schmalere W asserreserven, sterbende Wiäiälder un psychisch unerträgliche
Wohnstrukturen. Sıe provozıerten eın soz1ıal erfahrbares polıtisches Interessen-
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spektrum, das überwıegend gleichsam VOTLFr der austur liegt un 1n der ersten Phase
der Identifizierung keiner besonderen Reflexion un!: Abstraktion bedart.

Solche Bedingungen un die Begınn sıch eintach darstellende Problematıik
schaffen Raum für eıne Verhaltensdimension, die angesichts der vielen Wenn, ber
unJa-Aber unserer scheinbar pertekt organısıerten Ordnung entweder urz
kommt der sotfort beschnıtten wiırd: die Spontaneıtät. An diesem Punkt rennen

sıch ın Methode un Varıjabilität Bürgerinıitiatıven un Interessenverbände. Es
dreht sıch be1 der Unterscheidung zwıschen beıiden also nıcht L1UT biısher nıcht
der NUuUr unzureichend berücksichtigte Interessen eınerseıts und hergebrachte,
nachdrücklich VErLTEeLeNE Interessen andererseıts, sondern außerdem beweg-
iıchere Ziele un Methoden be] den Bürgerinitiativen un: eingefahrene Formen
der Konftliktlösung be1 den grofßen Verbänden, die zudem durch gesetzlich
festgelegte Verftfahren der Mıtbestimmung, Mıtwirkung un Selbstverwaltung
großer lebenswichtiger Instıtutionen un: Produktionsstätten iın eıne rechtlich
geordnete Mıtverantwortung eingebunden sınd

Die Anhänger
Zunächst fällt 1er eın Zusammenhang 7zwischen Spontaneıtät, tehlender

Bürokratisierung un: Schichtenzugehörigkeıt aut Wo Interessen nıcht kontinu-
ierlich durch hauptberufliche Mitarbeıter, vielleicht 1n geregelten Verfahren,
wahrgenommen werden können, spielt zwangsläufig aktuelle körperlıche Anwe-
senheıt bestimmten Orten des Geschehens, den Tatorten der 1ın rage stehenden
Problematık, eiıne große Rolle Dıies 1St ın der Regel NUr solchen Bürgern möglıch,
dıe eıne ZEWI1SSE Verfügungsmöglıchkeıit ber ıhre eıt besitzen. Die bısher
vorliegenden Untersuchungen gehen VO  ’ eıner ungesicherten un sOomıt schlechten
Datenlage AauU.  N Spontaneıtät bedeutet auch 1mM Hınblick auf die Gruppenzugehörig-
eıt geringere Kontinuıltät, selbst WECNN 11L1All ach Erhebungen VO 1972 un! 1977
davon ausgehen kann, dafß beiden Zeitpunkten mehr als die Hälfte der
Inıtıatıvgruppen länger als ZzWel Jahre bestand“. I )as Problem besteht darın, WC  D}

INall Wann un be1 welchen Gelegenheıten befragen soll,; un Ww1e repräsentatıv dıe
gerade Anwesenden für dıe Gesamtstruktur der Anhängerschaft sind

Im Mittel der untereinander ach WwW1e€e VOT erheblich dıitferierenden Untersuchun-
SCH lauten die Ergebnisse: Arbeiter mınımal, 7zwiıischen un!: 4 %o, ın Ausbildung
Befindliche un Haustrauen zwıschen un 31 0y Angestellte un Beamte
ber 40 %, Selbständıge un: freıe Berute 30% Diese Daten lassen aut
eıne hohe Überrepräsentation VO  5 Angehörıgen der Miıttelschichten schließen.
Zugleich wiırd deutlich, da{ß Arbeıter un Burger mıt geringerem Bıldungsniveau
un eintönıger Arbeit® VO  m Bürgerinitiatıven och weıt mehr abgestoßen werden
als VO den Parteıen. Wesentlich dafür dürtte 1er die Anbindung eınen festen
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Zeitplan se1n, un gewiß auch die grofße Dıstanz zwiıischen onotonı1e und
Fremdbestimmung un: der 1ın Bürgerinıtiativen TWwWwarteten un notwendigen
Flex1ibilität, Spontaneıtät un: Improvisatıon.

Be1 der Ermittlung der Altersgruppen £ällt auf, da{ß 1m Unterschied Parteıen
un Verbänden die alteren Miıtbürger VO  3 Inıtiatıygruppen eher abgeschreckt
werden. Dıie Erhebungen zeıgen einheıtliıch: Dıie Bürgerinıtiatıven sınd eıne
LDomäne der 25 bıs 50jährigen mıt eınem Übergewicht 1n den Altersstuten VO  a) 25
bıs Jahren’. Es handelt sıch also eıne Jüngere etablierte Altersschicht, VO  a}

der s in Volker Hauffs „Bürgerinıtiatıven 1n der Gesellschaft“ beziehungsreich
heißt „Bürgerinitiativen sınd also eindeutig eıne Domaäane der Freizeijtaktivitäten
von  I INan beachte die Reihenfolge „Freiberuflern, Selbständıgen 1m Handwerk,
Gewerbe un Einzelhandel SOWI1e Teılen der Beamten- un Angestelltenschaft. 8

Es gehört den normalen Abwehrreaktionen eingefahrener 5Systeme gegenüber
unwägbaren gesellschaftlichen Erscheinungsformen, da{ß INan denen, dıe da
fleißig dıe Beıine bewegen un demonstrıeren, unterstellt, dafß s1e Ja vAn orößten
eıl nıcht betroffen seıen, sondern AUS 1e] böseren Gründen die uhe der Planer
un Lenker storten. ange hat schon 1973 dıie rage ach den Handlungsmoti-
VEn der Mitwirkung be] Bürgerihunıitiativen gestellt un 1st tolgenden Ergebnissen
gelangt: Betrotftenheıt 71 Oy davon direkt-aktuell 44 %, iındirekt-aktuell 3,
absehbar-zukünftig 21 /a un unbestimmt-zukünftig D/ advokatorisch-altruisti-
sche Handlungsimpulse 15 % unklare Motive un Aktionsımpulse (einschließlich
„überhaupt nıcht betroffen“) %  NO Die Befragung wendete sıch die ıntormellen
un tormellen Führer VO Bürgerinıitliativen, die somıt der Betroftfenheit eınen ganz
besonders hohen Rang einraäumten.

Ziele un:! Absıchten

ragt INan ach der Gerichtetheit un: den Zielvorstellungen der Bürgerinıitiatı-
VCN, deren Absıchten VO unmıttelbarer politischer Relevanz sınd, scheiıden
subsıdıäre, kompensatıve un komplementäre Vorhaben der Selbsthilfe meıst
sozıaler Intention AUS unserer Betrachtung aus. Selbst Wenn sS1e CuU«C Ideen
verwirklichen, ann INan s1e 1m Hınblick autf die bestehenden politischen Struktu-
ICI nıcht „alternatıv“ NeENNECN

Andritzky 1St 19/7/ der rage ach der Zielkomplexıtät nachgegangen un hat
dabe!: rauchbare Ergebnisse ZuLage gefördert, deren Bedeutung auch in der
Relevanz für Übergänge VO den Bürgerinitiativen den Grünen Lıisten un
deren Wählerpotential liegt: Ausschließlich auf konkrete Einzelziele un -projekte
gerichtet (auf kommunaler der regionaler Ebene) 33.%; ausschliefßlich auf allge-
meıne politisch-gesellschaftliche der iıdeelle Ziele gerichtet Zn sowohl auf
konkrete Einzelprojekte als auch auf allgemeıne Ziele gerichtet 59% 19 Mehrtach-
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NCHNNUNSCH vorausgesetzt bezeichnen 75 % der Befragten dıe Ausarbeitung VO

Alternativplänen als ıhr eigentliches Ziel un: 57 D/ die Verhinderung der Vermeı-
dung eınes Vorhabens durch Einwendungen, Klagen VOT Gericht un eilnahme

Anhörungen. Allen Bürgerinitiativen gemeınsam ISt der ausgepragte Offentlich-
keitscharakter ın Verbindung mıt der ungehinderten, Ja eben deshalb absolut
erwünschten Teilnahme aller Anhänger.

Vergleicht INan diese Sıtuation mıt der herkömmlicher polıtischer Gruppen,
bıeten S1e die Möglichkeit VO aktıyvem Verhalten, 1mM Unterschied den üblichen
reaktıven Verhaltenstormen. 1)a Apparate un bezahlte Profis nıcht vorhanden
sınd und INan daher VO  - Improvisatiıonen lebt,; 1St persönlıches Engagement nıcht
1U erwünscht, sondern notwendig. ST der beträchtliche Zeıitautwand vieler
eröffnet Chancen gegenüber machtvollen Apparaten. Zıele aber haben schließlich
eıne qualitatiıve Seıte. S1e benötigen Sachverstand be] der Prüfung VO Vorhaben,
der Entwicklung VO  } Alternatıven un: be] der öffentlichen Argumentatıon.
Greıiten dıe Parteıen un Verbände mıt Ausnahme der ernannten un: gewählten
Mitglieder VO  29 tachlichen Arbeıitskreisen 1Ur selten auf ıhr gewaltiges Potential VO  )

hochqualifizierten, och nıcht 1n übliche Denkschablonen eingespannten Mitglie-
ern zurück, 1St ach den vorliegenden Beobachtungen 1n den Bürgerinıitiatıven
jeder Sachverstand gefragt. Dabe!]l 1St angesichts der lockeren Organısatıon un
damıt der geringen Kontrollmöglichkeiten der Gruppe nıcht auszuschließen, dafß

auch au persönlichen Gründen voreingenommene Mıtstreıter vorurteılhafte
Denkmodelle einbringen und.so die Objektivierung VO  m; Sachverhalten ebenso be-
der verhindern W1e€e auf der jeweıligen Gegenseıte hierarchische un wiırtschafrtli-
che Abhängigkeıten.

Zwischenbilanz: Geschlossenes der offenes Repräsentativsystem?

Schon Begınn wurde hervorgehoben, da{fß eıne der Voraussetzungen für die
erstaunlich rasche un: umfänglıche Entwicklung VO  } Bürgerinıitiatıven in der
flächendeckenden Wirkungsvorstellung VO  e Parteıen un Verbänden gegenüber
den vielfältigen Interessen iın der Gesellschaft sehen ISt Nıcht eCHe Ideen un
alternatıves Denken haben be] dieser Konzeption, sOweıt INan VO eıner solchen
überhaupt berichten kann, ate gestanden, sondern die Vorstellung VO  3 der
Optimierung VO Planungsabläufen un: der Erleichterung VO Konfliktlösungen.
Das Zusammenspıel VO  3 Regierung, Parlament, Parteıen un Interessenverbänden
ann Einbeziehung oppositioneller Strömungen weıt gehen, da{fß selbst
be] beträchtlichen Belastungen des Interessengleichgewichts etwa bei Etatberatun-
SCH mıt den Verbänden nıcht etw2a2 vorher eın Meinungsaustauch gepflegt, sondern
das zugehörıge der nichtzugehörıge Meinungsbild der jeweıligen Gruppen
einfach vorweggCNOMMECN wiırd, W 4S hne 7 weıtel Ansehen un Integrationskraft
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der Verbände schmälert. Dieses Beispiel, bezeichnenderweıise „Sommertheater“
ZENANNT, 1St symptomatiısch für die Selbstverständlichkeıit un: auch Selbstgenüg-
samkeıt eınes Systems der Willensbildung, das autf hoher Berechenbarkeıit un:
geringer Risikobereitschaft beruht. Da Parteıen urn Verbände sıch außerparla-
mentariısch aum emanzıpıeren, Ja eLtwa Kritik der eiıgenen Fraktion 1ın der
Offentlichkeit eın Ausschlußverfahren herautbeschwören kann, bleibt auch
für das Parte1- un: Verbandsmitglied wenıg innerorganisatorischer Spielraum,
weshalb Mitglieder Aaus beiden Bereichen mangels befriedigender Reaktion der
eigenen Gruppe auch ın Bürgerinitiatıven mitwiırken.

Um mehr siınd Bürgerinıtiatıven auf den außerparlamentarischen Bereich
verwıesen, den s1e, da InNnan S1e nıcht früh iın Planungs- und Vorentschei-
dungsprozesse einbezogen hat, nunmehr mıt Entschlossenheıt un: MmMIt dem
entsprechenden plebiszıtären Methodenspektrum eingenommen haben Wer
ästert da och ber Ludwig Erhards Ideologıe VO  3 der „Formierten Gesellschaft“?

Es spricht nıcht gerade für eıne Tendenz der offenen Meinungsbildung als doch
eigentlıch notwendiges Pendant eıner offenen Gesellschatft, WeNnNn letzthin 1mM
Blick auf die „Einordnung“ der Bürgerinitiatıven ernsthaft ber Formen des
Bürgerentscheids als Integrationsmedium für Bürgerinitiativen diskutiert wurde.
Pragmatisch könnte INan meınen, 65 se1 besser, eınen möglıchen Stolperstein 1mM

Spannungsteld Fachwissen Betroffenheıt erkennen und einzubezıehen,
als ber ıh Fall kommen. Selbst WECNN 1eSs nıcht solch schliımme Folgen hat,
bleibt doch dıe unverrückbare Erfahrung, da{fß selbst eın letztendlicher Sıeg der
allwissenden Planer Milliarden kostet.

Zur formalen Eıngrenzung, Ja JT Verringerung offener Meinungsbildung ırug
auch die Strukturveränderung der Parteıen ın den etzten 50 Jahren be1ı erTypus
der modernen Volksparteı hat neben unverzıchtbaren Vorteıilen auch einıge
Nachteıle. Durch dıe Einwirkung divergierender Interessen verläuftt der Integra-
tionsprozeß in Rıchtung Konsens reaktıv. Parteıen werden eher Reaktions- als
Aktionsparteıen. Durch das gegenläufige innerparteiliche Kräftespiel verringert
sıch aber auch dıe Artikulationsmöglichkeıt des Volkswillens, der sıch 1ın eıner
Parteı mıt einseıtiger Interessenlage 1e] ungebundener entwickeln konnte!!.

DDa Volksparteıen angesichts ımmer komplizierterer gesellschaftlicher Prozesse

gerade ıhrer entwickelten Kompromißfähigkeıt unverzichtbar sind, kom-
plettieren Bürgerinıtiatıven iın beweglicherer ungebundener orm den vorparteılı-
chen un: vorparlamentarıschen Bereich der Interessenverbände. So gesehen wirkt
erwWwa der politische Partikularısmus eıner „Ökologisch-Demokratischen Parteıi“
völlıg deplazıert, legıtım un: ehrenwert dıe Beweggründe auch ımmer se1ın
mogen. Bürgerinitiatıven bringen 1ın Interessenspektrum aber auch deshalb
eıne wichtige Komplementärfunktion e1ın, weıl die klassıschen Interessenverbände
ın ıhren Zielvorstellungen un: Methoden außerordentlich festgelegt sınd und NUr

selten eue Probleme aufnehmen. Sı1e sınd dafür auch wenıg geeıgnet, weıl S1e eınen
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vorgezeichneten art 1ın eiıner existentiell notwendigen Kräftebalance einnehmen,
der, wollte Ianl ıh auch 1Ur teilweıse für wechselnde problematische Interessen

Zuschnuitts aufgeben, einem bedenklichen Ausutern un Übergewicht des
Interessengegners auf diesem Terraın führen wuürde.

Hıer sınd auch 1e] eher die Parteıen un ıhre Okalen un regional verantwortlı-
chen Mandatsträger aufgerufen, sıch bereıts Begınn der ersten Phase eınes
Planungsvorhabens einzuschalten un dabe;j die Betroffenen erkunden un
autzuklären, dıe Folgewirkungen aufzuspüren, MmMIt den entstehenden Inıtiatıv-
gruppcCch Alternatıven entwickeln un gegebenenfalls die Betroffenen als ihre
Klientel anzusehen, W1e 1es jeder französısche Deputierte als selbstverständlich
ansehen würde, obwohl ın eınem wesentlich zentralıstischeren Staat ebt Wenn
siıch ıhre Zuständigkeıt auch 1n der Regel nıcht VO  e} derjenıgen anderer Bürger
unterscheıdet, verfügen Mandatsträger doch ber eıne ZEWISSE Kompetenz und
nıcht 7zuletzt ber Finflufß. Wo sıch Abgeordnete ın dıe sıch anbahnenden
Konflikte einschalten, reagıeren die mıt der Planung befafßten Verwaltungen
unwillıg mMIiıt dem 1InweIıls auf dıe Rechtmäßigkeıit iıhres Auftrags un: bezeichnen
solche Aktıivıtäten als unstatthafte Einmischung 1ın rechtlich geordnete Vertahren,
als se1 das, W as Rechtens 1St, auch ımmer gerecht, richtig un vernünftig. Solche
scheinbar kleinen organge entscheiden letztlich darüber, ob Repräsentatıv-
SYyStem die Behauptung, WIr seıen eıne otffene Gesellschaft, verifizıiert, un ob der
erwachende Bürgersinn 1es auch empftindet. Rechtsstaatlichkeit annn für
Minderheıiten doch letztlich nıcht bedeuten, da{fß sıch Mıtwirkung 1ın der Anrufung
der Verwaltungsgerichte erschöpftt. Hıerbei 1st der Autwand eıt un Kosten
1e] oro(fß und dadurch auch dıe Chancengleichheıit kleiner Gruppen große
Instıtutionen un: Konzerne 1n Frage gestellt. Vielleicht sollte INnNnan sıch Alexıs de
Tocquevilles erinnern, der 1835 1in seıner berühmten Schrift ber „Demokratie 1n
merıika“ chrıeb: „Wenn jemals die Freiheit 1ın Amerıka verloren ginge,
der Allmacht der Mehrheıt, dıe die Minderheit DANT: Verzweıiıtlung treıbt un sS1€e

€17)ZwWIı1ngt, dıe materielle Gewalt appellieren.

Die doppelte Spur Grüne un Alternatıve Lısten

Der durch unzureichende un einseıtıge Intormatıonen un durch Nıchtbeach-
Lung betroffener Personenkreıise lokal un regional verstärkte Vertrauensschwund
ın dıe Kompetenz der großen Planer un der normale Ausbreitungsprozei5
Ideen un: Erkenntnisse, der, W1e€e artmut Bossel CS sehr anschaulich darstellt”?,
ach eıner Verzögerungszeıt VO  e etwa zweıieinhalb Jahren 1m drıitten Jahr schlagar-
t1g große Personengruppen, etwa die Miıllionen Erwachsenen in der
Bundesrepublık, erreıicht, schuten Mıtte der /0er Jahre eıne Cu«c Sıtuation. Teıle
der Bürgerinıtiatıven gelangten der Erkenntnis, dafß Massenautgebote un mehr
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der wenıger unvermeidliche Reibungen mıt der Polizei ZWaTr Verzögerungen VON

Projekten herbeiführten, letztlich aber doch aum Üınderten. Zugleich stieg
die Zahl jener Bürgerinıitiatıven, die nıcht [1UT aus Gründen der Gerechtigkeit und
AaUsSs ökologischen Grundsätzen, sondern auch au persönlichen un: okalen
Egoismen reinen Verhinderungsstrategien folgten.

Das sehr dıtferenzierte Meınungsbild der ökologischen Bewegung begleitete
auch die Konsequenz, sıch der politisch-parlamentarischen Wiıllensbildung
durch eıgene Lıisten beteiligen. Allen gemeınsam W ar be] diesem Schritt die
Sorge, durch die Einbindung ın konkrete politische Verantwortung künftig jenen
Sachzwängen auSgeESELZL se1ın, deren Bedeutsamkeıt 11Nan biısher verneınt
der doch zumındest ın 7Zweıtel SCZOBCH hatte, und sıch den normiıerten Prozedu-
ren parlamentarıscher Arbeit unterwerfen mussen, deren Entstehung un
Entwicklung INnNnan selbst nıcht beteiligt War Miındestens ebensosehr befürchtete
INan, indem Ianl sıch den „Etablierten“ gleichsam zugesellte, in der bısherigen
Basısarbeit Beweglıchkeit un Spontaneıtät einzubüßen. Im wırren Gestrüpp
emotıonal aufgeladener Kritik den Inıtıatoren der Listen gebietet CS die
Objektivität, diese entwicklungsbedingten Schwierigkeıiten, dıe SA Hıstorie aller
polıtıschen Bewegungen gehören, ın dıe Urteilsfindung ber bestimmte Vorgänge
un: Zielvorstellungen einzubeziehen.

In der Folge entwickelten sıch dıe alternatıven Gruppen in reı Rıichtungen: in
jene Bürgerinıitiatıven, die sıch nıcht parteiähnlichen Gebilden ftormieren
wollten, 1mM wesentlichen zusammengeschlossen 1im Bundesverband Bürgerinıitiatı-
ven Umweltschutz in die ITrägergruppen der Lıisten, welche dıe reprasen-
tatıve Demokratie 1mM Sınn des Grundgesetzes eindeutig bejahten W1€ Grüne
Aktıon Zukunft VO Herbert Gruhl un die Grüne Liste Umweltschutz
Nıedersachsen un: 1n die Trägergruppen VO Listen, die eıne basısdemo-
kratıische Umwandlung der Gesellschaft hnlich eınem Rätesystem anstreben WI1e
dıe CGsrüune Lıiste Wiählerinitijative für Umweltschutz un: Demokratie 1ın
Hessen, spater 1m Bündnıs mıt der GLU-Hessen als Grüne Lıste Hessen, dıe
Hamburger Bunte Liste Wehrt Euch Inıtiatıve für Demokratie un: Umwelt-
schutz (BL) un dıe Alternatıve Lıste für Demokratie un Umweltschutz (AB) in
Berlıin. Natürlich sınd dem Entwicklungsstand der alternatıven Gesamtbewegung
entsprechend dıe Übergänge fließend. So hat die GLU-Nıiedersachsen ZWaTr eıne
„basısdemokratische Einbindung“ ıhrer Landtagsfraktion abgelehnt, für die Frak-
tiıonsmitglieder aber ein Rotationssystem beschlossen, das eınen Wechsel der
Mandatsträger, gedacht 1St sechs bıs acht VO  e el£f, ach der Hälfte der
Legislaturperiode vorsıieht. Fur den weıteren Verbleib eınes Abgeordneten 1st eiıne
Zweıidrittelmehrheit ertorderlich. Als Begründung wırd vermerkt, INan wolle
keıine „Zweıiklassengesellschaft“ VO herausgehobenen Mandatsträgern un einta-
chen Miıtgliedern, eıne Vorstellung, die eher die Utopıe eıner herrschaftsfreien
Gesellschaft aus der anarchistischen ewegung des 19 Jahrhunderts erinnert.
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Basısdemokratische Modelle iın den Ländern

Dıie Grüne Liste Hessen, die Hamburger Bunte Lıste un die Alternative Lıiste
Berlin zeıgen weıtgehende Übereinstimmung 1ın ıhren radıkaldemokratischen
Vorstellungen, wobel, W1e das hessische Beispiel ze1gt, in der Regel die radıkalere
Gruppe gegenüber der gemäßıgteren sıch durchzusetzen verma$. Grundsätzlich
gilt 1er W1e€e be] den Vertretern eıner respräsentatıven Demokratıie, da{ß INan neben
der möglichst spektakulären Parlamentsarbeıit öffentlichen Protest un der
Offenheit der Inıtiatıvgruppen testhält: Basısdemokratie bedeutet, dafß Mandats-
trager der radıkalen Gruppen Delegierte sınd, dıe INnan jederzeıt VO seıten der
Basısgruppe abberuten annn Sıe sınd nıcht ıhrem Gewiıssen, das INnan grundsätz-
ıch für käuflich hält, verantwortlıch, sondern den Vollversammlungen, die auch
alle parlamentarıschen Entscheidungen testlegen. Dıie gewählten Vertreter mussen
den größten eıl iıhrer Diıäten dıe Organısatıon abführen, damıt sıch nıcht durch
die mMı1t dem Amt verbundenen Vorteıile eH6e Eliten bilden!* Außerdem sınd die
Delegierten verpflichtet, 1ın den Basısgruppen weıter aktıv mıtzuarbeıten. Um eiıne
Identität zwıischen Regierenden un Regıerten herzustellen, strebt INnan d auf
Dauer jedem Mıtglied der Basıs einmal für begrenzte Zeıt eınem Mandat
verhelfen?>.

Da{iß radıkale Tendenzen nıcht 1Ur demokratische Verfassungsnormen un
Vertahren der Wiıllensbildung betreffen, sondern auch iınhaltlıche Zielbestimmun-
SCH der Politik VO exıstentieller Bedeutung, zeıgt das Wahlprogramm der Grünen
in Hessen für die Landtagswahl 1m September 19872 1m Programmteıl „Friıeden«16
Hıer ordert 11L141l: Hessen als 1atomwafftfenfreije Zone, einseltige Abrüstung,
Blockfreiheit und Abbau der Miılıtärblöcke, Auflösung der Bundeswehr, das
Recht, die gesundheitliıche Musterung den eıgenen Wıllen abzulehnen, un
dıe Möglıichkeıt der Totalverweigerung der Miılıtär- un Zıviıldıenstpflicht, solange
die Bundeswehr och exıstlert. An dıe Stelle VO  a} Verteidigungsstreitkräften soll eın
„lebendiges, phantasıevolles un gewaltfreies Verteidigungskonzept“ LFELEN,: das
„sozı1aler Wiıderstand“ heißt, 1mM Grund eın Diskussionsgegenstand der spaten 60er
Jahre

Etwas gemäßıgter gaben sıch da Bayerns Grüne 1mM Landtagswahlkampf.
Immerhin forderten S1e in ıhrem Wahlprogramm lediglich „kalkulierte Vorleistun-
I  gen ın der Abrüstungspolitik. Wıe ın Hessen strebt 111l jedoch eine dezentrale,
direkte Demokratie mıt der Entscheidung der Basıs an  178

Gegenbeıispiele: Die Grünen 1n Baden-Württemberg und Bremen

Dıie radikalen Fundamentalisten erlıtten in der Landesversammlung der
baden-württembergischen Grunen ın Baden-Baden eıne eindeutige Nıederlage.
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Mıt großer Mehrheıt wurde die Kooperatıon mıiıt allen etablierten Parteıen als
grundsätzlıche Möglıchkeıit gebilligt und das Rotationsprinzıp für die Abgeordne-
ten abgelehnt. Ebenso eindeutıig wurde allerdings dıe Protessionalisierung VO

Spitzenfunktionen der Parteı verworten mıt der Konsequenz, dafß INan das Amt des
Vorsitzenden abschaffte un 6S durch eın Quintett gleichberechtigter Sprecher
CYSCtZCC”. Das Amt des Vorsiıtzenden War der Mehrheıt der Delegierten keine
Aufwandsentschädigung wert

Im Oktober 1979 die Bremer Grünen die ersten, dıe 1ın eın bundesdeut-
sches Landesparlament einzogen. Obwohl dıe BGL. zunächst durch eıne Flut VO  z

Anfragen tür 1e] Turbulenz ın der bremischen Bürgerschaft SOrgte, bahnte sıch
doch schon bald eıne Zusammenarbeit d VO der ıhre Abgeordneten allerdings als
ehemalıge SPD-Mitglieder ıhre ehemalıge Parteı weıtgehend ausnahmen. Mıt
Hartnäckigkeit verteidigten rel der 1er Abgeordneten ıhre auf Bremen bezogene
Selbständigkeıt gegenüber den inzwischen als Konkurrenz auttretenden Landes-
grunen, während der Viıerte ohl für diese kandıdıeren wird!?. Der Sprecher der
verbleibenden Dreiergruppe der grunen BGL-Wihlerinitiative tormulijerte deren
gemäfsigte Posıtion: „Am naächsten tühlen WT uns den sechs Grünen 1mM Baden-
Württemberger Landtag..

Die Gruüunen bundesweıt un iıhre Wahlplatttorm
In 7Wel Parteiıtagen VO 71 bıs 73 Maäarz und A un Junı 1980 gelang 6S

den Grünen, auf der Basıs eıner 13 Januar 1980 verabschiedeten datzung eın
Programm der Bezeichnung „ Wahlplattftorm“ verabschieden?®. Diese 1st
für die An eıl och recht unterschiedlichen Strömungen be] den (Gsrunen Lıisten
insotern verbindlıch, als CS 1ın der Satzung heißt“! „Die Programme der Grunen
glıedern sıch 1ın 7wel Teile Der eıl 1St das Programm 1mM CENSCICH Sınne
(gemäfß Parteiengesetz). Dieser eıl 1St Ausdruck des gemeınsamen polıtıschen
Wıiıillens der Gruünen. Er 1Sst als solcher verbindliche Handlungsgrundlage für dıe
Parteı. In einem 7zweıten eıl können verschiedene, be] den (sruüunen vorhandene
Strömungen ıhre zusätzliıchen der weıterführenden Auffassungen der Mitgliıed-
schaft un der Offentlichkeit bekanntmachen. uch dieser eıl bewegt sıch 1mM
Rahmen der in der Präambel festgelegten Grundsätze.“

Dıie vorgelegte Wahlplattform dürfte dabe] als SErsSter Tejl“ un damıt als
„verbindlıche Handlungsgrundlage“ nzusehen se1ın, da ıhre 1er Bereiche ach der
Präiäambel „Wiırtschaft un Arbeitswelt“;, „Frieden 1ın der Welt“, „Umwelt und
Natur“ un „Mensch un: Gesellschaft“ keıine Unterteilung autweısen. Als
Bestandteıl der Wahlplattiorm 1st lediglich eın Beschlufß beigefügt, welcher der
ökologischen Politik Vorrang einraumt un den Kapıtalısmus, den „realexıstieren-
den  CC Soz1ialısmus und jede Art VO Faschismus ablehnt. Er 1Sst aber weder
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weıterführend och zusätzlich 1mM Sınn der Satzung. Als Grundsätze ıhrer Politik
bezeichnen die Grünen die schlechthin dominıerende ökologische Ausrıichtung,
Orlentiert den Bedürfnissen un schöpferischen Fähigkeiten des Menschen, un
wenden sıch dıie kapiıtalıstische Konkurrenzwirtschaft und dıe zentralistische
Planwirtschaft. Die so7z1ale Kombponente ordert dıe solıdarısche Selbstbestimmung
in Übereinstimmung mıt der Umwelt. Als drıtten Grundsatz nNENNEN die Grünen
ıhre Polıitik „basısdemokratisch „weıl WIr uns tür dırekte Demokratie einsetzen“.
Der vierte un letzte Grundsatz einer gewaltfreien Gesellschaft schließt „vieltältige
gewaltfreie Widerstandstormen e1n, be] uns un anderswo“ un: versteht sıch als
7zıvıilen Ungehorsam un aktiven soz1alen Wıderstand.

Diese beiden letztgenannten Grundsätze ımmerhın handelt 065 sıch Z7Wel
VO  } 1er Festlegungen fundamentaler Art mussen 1mMm Zusammenhang muıt der
Präiäambel der Satzung der Bundesparte! der CGrünen beurteilt werden, 1n der es

heißt „Die Arbeit der Grünen vollzieht sıch 1m Rahmen des Grundgesetzes
der Bundesrepublık Deutschland. Insotern diese grundgesetzliche Ordnung der
Bestimmungen der Landesverfassungen keine hınreichenden Voraussetzungen flr
die Verwirklichung ıhrer Ziele bieten, werden sıch die Grünen für dıe Weıterent-
wicklung der verfassungsrechtlichen Grundlagen einsetzen.“

Angesiıchts dieser weıtgehenden Festlegung auf das Hamburger, Berliner un
das hessische Modell gruner Politik ergıbt sıch dıe rage, enn die Identität der
übrıgen Grünen Lısten bleibt un ob tür Ss1€e in eiınem künttigen zweıten Pro-
grammteıl Raum 1m Sınn eıner eigenständıgen Aussagemöglichkeıit bleibt. DE in
der Priambel die „NCUC orm der Beteiligung der Bürger un ıhrer Inıtıatıven
politischen un parlamentarischen Planungs- un Entscheidungsprozessen“
Sınne eıner „Grundrichtung dieser Erneuerung” „basısdemokratisch“ ZCNANNL
wiırd, aßt sıch für diese Gruppen wen1g erhoffen.

Zur Realisierbarkeit der Basısdemokratie

Nach der Verabschiedung der Wahlplattiorm un der Satzung der Parte] der
Grünen mu{ davon ausgegangCch werden, da{ß die ın beiden Dokumenten prasen-
tıerte Übereinstimmung 1ın erster Linıe die auseinanderstrebenden linken un
radıkalen Gruppen integrieren vermochte un auf Konkretisierung überall Ort
verzichtete, gemäßigte Gruppen abgestoßen worden waren. Es spricht 1e]1
dafür, da{fß 6S der Parteı der Grunen gelıngt, diese Gruppen, VOT allem WCNN ıhre
Vertreter bereıts in Parlamenten und Selbstverwaltungsorganen mitarbeiten, als
Kreıs- un Landesverbände etablieren.

Das dürfte leichter gelingen, un jer zeıgt sıch die vielleicht bedeutsamste
Schwäche des basısdemokratischen Modells, als dem Vernehmen ach personeller
Umfang un Aktıivıtät der listentragenden Gruppen teilweiıse erheblich nachgelas-
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SCI1 haben Dauerhafte politische Teilnahme 1St für den Bürger [L1UT ınteressant,
WwWenn aus Betrotftenheıt bewegen der verhındern hat der Wenn er

sıch durch Einblick un: Reflexion poliıtischer Zusammenhänge un differenzierter
Entscheidungsprozesse VO  } den Kommunikationstormen un Inhalten der Polıitik
unmıttelbar angesprochen fühlt Sınd beıide Voraussetzungen nıcht der 1Ur

gelegentlich vegeben, alst dıe Anteıiılnahme ach Die Legıtimatiıon polıitischer
Entscheidungen 1mM Sınn der AD Willensbildung berechtigten Bürgerschatt, die
Jjeweıls das olk repräsentiert, erreicht 1er iıhren kritischen Punkt Gelingt (
nıcht, alle ZUr dauerhatten Teilnahme bewegen, lassen sıch Meınungs- un
Wiıllensbildung ach den Vorstellungen kleiner Mınderheıtsgruppen un -cliquen
jederzeıt manıpulieren. Die Demokratie Wird quası autf den Kopf der auf wenıge
Köpfe gestellt.

Überlegt Man, ın wıevıel Rollen dıe meısten Bürger 1ın eıner arbeıitsteiligen
Industriegesellschatt leben, würde entsprechend auch die Zahl der Basısgruppen
wachsen, denen sıch dıe Burger beteiligen hätten. Der Zeıtautwand würde

se1n, un die Struktur komplexer Gruppen, WwW1e€e etwa der Famılie, würde
erheblich belastet, WeNnNn nıcht Sal zerstort. Nehmen WIr aber ın eiınem anderen
Modell einmal die vieltältigen Basısgruppen wurden sıch 1n der Basısgruppe der
Parteı der Grünen zusammenfıinden, W as allerdings ach deren Satzung Mıtglied-
schaft voraussetfzen würde, müßten sıch wıederum alle alles kümmern, W as

LLUT möglich 1St; Wenn iın einzelnen Teilbereichen sıch eıner der einıge sachkundıg
gemacht haben Es geht also nıcht hne Arbeıitsteilung un Spezıalisierung.

Gerade diıese Entwicklung aber wiırd durch die Vorstellung der Grunen VO der
Basısdemokratie verhindert, weıl Funktionen 1mM ständigen Wechsel wahrgenom-
INnenNn werden sollen. Bezeichnenderweise 1St jedoch diese Forderung 1in der
Wahlplatttorm nıcht enthalten. Bei eınem gemischtenä 0un lıstenbezoge-
nenNn Wahlrecht ware eıne solche Regelung auch ohl aum vertrauenerweckend.
Statt dessen heißt CS 1m Abschnitt „Mensch un Gesellschaft“: „Unser Zıel 1st die
weitestgehende Übertragung VO  a Entscheidungsrechten iın die Hände der Betroffe-
NECN (Selbstverwaltung)“. Wırd dieses Ziel gleichgesetzt mıt dem Begriff „Selbstver-
waltung“, bedeutet das eıne ungeheure Ausweıtung. Außerhalb der gemeındli-
chen Selbstverwaltung, dıe allerdings 1ın den etzten Jahrzehnten eıgenen
Rechten un Gestaltungsmöglichkeiten erheblich eingebüßt hat, wırd diese
Bezeichnung 1Ur für solche Institutionen un die Zusammensetzung iıhrer Verwal-
tung verwendet, deren Miıtglieder unmıttelbar ıhrem Erhalt un: ZUr Fınanzıe-
rung ıhrer Funktionen beitragen. Ihre sachgerechte Handhabung aber auf
jeden Fall VOTaUs, da{fß die ort Tätıgen tachliche Kenntnisse un Erfahrungen
miıtbringen der S1e sıch ach eıner längeren Anlauftfzeıit aneıgnen.

In jeder Art VO  e treiheıitlicher Demokratie 1Sst c5S nıcht vermeıden, daf iın eıner
bestimmten Problemsıituation betrotftfenen Burgern eın persönlıcher Nachteıl
zugemutet wiırd, der eıne Gruppe gleichermaßen trifft. Soll die Gruppe
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selbst entscheiden? Und W as geschieht, WCNN unverkennbar das GemeLhmwohl eıne
Lösung dıe Interessen dieser Gruppe erfordert? Krisenzeıten sınd die
Hochzeıten der Demagogen. S1ıe verstehen CS selt jeher, die Ankündigung
schmerzlicher Opter iın Notsıtuationen nNnutzen, 1n denen jeder ohnedies auf die
Opfter der anderen spekulıiert. Solıdarıtät annn hılfreich, egoınstisch un: zerstörend
wirken. Erhebt INnan dıe Verfügung ber das sachlich CN begrenzte, auf die
Betroffenen bezogene Interesse Z demokratischen Prinzıp, produziert INan

eıne partıkulare Gesellschaft un eınen ebensolchen Staat.
Irotz aller Bedenken 1Sst jedoch nıcht verkennen, da{fß die Gruüunen mıt ihren

radıkaldemokratischen Vorstellungen eıne WenNn auch ungewollte wichtige Funk-
t1on ertüllen. Mıt 1e] mehr Geschick un Nachdruck als die Demokratisierungs-
enthusıasten der spaten 600er Jahre provozıeren sS$1e den Wıderspruch
obrigkeitsstaatliche Verkrustungen unNnseres Gemelnwesens un sS1e tun das mıt dem
Anspruch un!: der Realisierung VO  3 Konkurrenz 1m politischen Tagesgeschäft der
Parteıjen.

Die Reaktion der anderen Parteıen

Wıe sollen dıe anderen Parteıjen auf diese Herausforderung reagıeren ? Hıer
genugt weder dıe Beschränkung autf ökologische Sachfragen och 1sSt das Verdrän-
CIl der Gruüunen iın die Ecke eınes totalıtären Fınales vertretbar un hılfreich. 1e]
wichtiger 1st C5S, der offenen Gesellschaft eın orößeres Ma{fs Offentlichkeit
bescheren, ındem Regierungen un Parteıen diesen Prozefß nıcht der oft iragwürdi-
SCH Findigkeıt der Medien überlassen, die schliefßlich ıhrer eigenen Dramaturgıe
folgen. Grofße zukunftsträchtige Vorhaben, ob sS1e 1U der Planung des Neuen
der der Beseıitigung VO  - Übelständen gelten, sollten ebenso W1e€e regionale
Planungen in Fur und Wıder 1m Frühstadium iıhrer Entwicklung dargestellt
werden, damıt ınteressierte un: betrotffene Bevölkerungsteile mıtdenken un
mıtwıirken nıcht mıtbestimmen können. Man sollte prüfen, ob dıe klassısche
Selbstverwaltung nıcht auf weıtere Bereıiche ausgedehnt werden kann, un sollte
VOT allem die gemeindliche Selbstverwaltung stärken.

Ebenso notwendig aber 1st eıne Belebung der Parteibasıs. Im Grund sınd uUuNseTeE

Verfassungen Ja Sal nıcht plebiszitfeindlıich. Deshalb sınd die Partejen auch der
geeıgnetste Ort plebiszıtärer Formen. Wäre eıne plebiszitäre Entscheidung der
Parteıibasıs iın orm der Briefwahl 1n einigermaßen überschaubaren un einsıichti-
SsCh Grundsatziragen nıcht eıne recht eindrucksvolle Legıitimation? Wıe ott wırd In
diesen Tagen ber die mangelnde Rısıkobereıitschaft als Voraussetzung tür nvest1-
tiıonen 1ın der Wıiırtschaft geklagt. Wıe aber steht 6S mıt der Rısıkobereitschaft
unNnserer aktıven Politiker? Wenn S1e VOT lauter Fraktionsdisziplın nıcht mehr in der
Lage seın glauben, dıe AÄngste, Belastungen un: inzwıschen relatıv bescheide-
HE Wuünsche ın ıhrem Wahlbezirk autzunehmen, durchzudiıskutieren, MNOT- allem
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dabe1 7zuzuhören un: das als richtig Erkannte Ort iıhrer Tätigkeit unbeirrt
vertreten, ann sınd Reprasentanten un Repräsentation in unserer Demokratie
nıcht sehr 1e]1 mehr wert als dıe Summe solcher Möglichkeiten, weıl sS1e die wahren
Note der Menschen ebenso AaUsSs dem Auge verliıeren Ww1e€e die Folgen ıhres eıgenen
Handelns. Dıie Parteıen aber mussen sıch ber ıhre Mitgliedschaft hinaus stärker

ıhre eigenen Wiäahler kümmern. Dıie Deutsche Zentrumsparteı hatte ın der
Weıimarer Republik eıgene Wählervereinigungen, intormıeren un:
diskutieren. Parteıiliche Enge erdrückt die Kreatıvıtät. Öffnung ach außen Lut NOL,
ındem INan Fragen aufgreıft, welche die Wäiählerschaft wirklıch, gerade auch lokal
bewegen. Partejen sınd mıt ıhren fünf Prozent der wahlfähigen Bevölkerung 1Ur

ann hinreichend Jegıtimıert, WenNnln S1€e die ıhnen „utfallenden Stimmen un das
darın ausgedrückte Vertrauen nıcht als eine riesige Garderobe ansehen, sondern
auch 7zwıschen den Wahlterminen Kommunikatıon VOT allem den kritischen
/entren politischer Meınungs- und Willensbildung pflegen.
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